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Bürgermeister Dr. Tschentscher in 

Brüssel 

Auftaktgespräche des Ersten Bürgermeisters  

Der Erste Bürgermeister der Freien und Hansestadt Ham-

burg, Dr. Peter Tschentscher, war am 4. Februar in Brüssel 

zu Gast. Zum Auftakt erörterte er mit dem deutschen 

Ständigen Vertreter bei der EU, Botschafter Michael Clauß, 

wichtige europapolitische Fragen. Anschließend traf er 

sich mit KOM-Präsident Jean-Claude Juncker zu einem 

einstündigen Gedankenaustausch über aktuelle EU-

Themen mit Hamburg-Bezug.  

 
Bürgermeister Dr. Tschentscher und KOM-Präsident Juncker 

Bürgermeister Dr. Tschentscher sprach sich dabei u. a. für 

eine kohärente EU-Politik als Voraussetzung für die Wett-

bewerbsfähigkeit der EU aus. In seinem folgenden Ge-

spräch mit Kommissar Günther Oettinger ging es darüber 

hinaus um weitere derzeit drängende europapolitische 

Themen, wie den Brexit, die Zukunft der EU, die anstehen-

den EP-Wahlen und den Mehrjährigen Finanzrahmen.  

Abendveranstaltung „Die Krise des Multilateralismus und 

die Modernisierung der WTO” 

Zum Abschluss seines Besuches in Brüssel hatte der Erste 

Bürgermeister zu einer Abendveranstaltung zum Thema 

„Die Krise des Multilateralismus und die Modernisierung der 

WTO“ eingeladen. Dabei verdeutlichte Dr. Tschentscher 

einleitend das große Interesse Hamburgs an einem offe-

nen und fairen Welthandel sowie an multilateralen Ab-

kommen. Es sei nicht das Fehlen von Regeln und das 

Recht des Stärkeren, sondern ein fairer gemeinsamer Re-

gelungsrahmen, der helfe, Chancen zu nutzen und die 

Risiken einer globalisierten Wirtschaft zu begrenzen. Dieser 

werde auch benötigt, um gemeinsame Normen für den 

Umweltschutz, gute Arbeitsbedingungen und Verbrau-

cherrechte zu erreichen. Hamburg setze sich deshalb 

nachdrücklich für einen offenen, fairen und regelbasierten 

Handel ein. Protektionismus bezeichnete der Erste Bürger-

meister als die falsche Antwort auf die Herausforderungen 

der Zukunft. Die Abschottung der Märkte hemme Wirt-

schaftswachstum, Innovationen und – letztendlich – den 

Wohlstand für die Bürger. 

Bei der anschließenden Podiumsdiskussion unter Mode-

ration von Sandra Parthie vom Institut der deutschen Wirt-

schaft waren sich MdEP Bernd Lange, Vorsitzender des EP-

Handelsausschusses, Denis Redonnet, Direktor in der Ge-

neraldirektion Handel der KOM, Katherine Kalutkiewicz, 

Leitende Handelsbeauftragte in der US-Vertretung bei der 

EU, und Stéphane Lambert, Botschaftsrat in der Vertretung 

Kanadas bei der EU, einig, dass die laufenden Gespräche 

zur Modernisierung der WTO fortgeführt werden müssten. 

Sie bekräftigten ihren Willen, weiterhin zu kooperieren, um 

die Funktionsweise und das Regelwerk der WTO an die 

aktuellen Herausforderungen anzupassen.  

 
V.l.n.r.: Dr. Tschentscher, K. Kalutkiewicz, B. Lange, S. Parthie, D. Redonnet, 

S. Lambert 

Die anschließende Diskussion wurde bei einem Empfang 

fortgesetzt.  CM/AB▐ 

 

Themen 
  

Institutionelles 
 

Brexit-Update: No deal nicht abgewendet 

Nachdem sowohl beim letzten ER Mitte Dezember 2018 

(→HansEUmschau 12/2018) als auch seither keine Fortschritte 

für einen geregelten Brexit erzielt werden konnten - was 

auch daran liegt, dass es der britischen Seite nach wie vor 

aufgrund innerparteilicher Konflikte schwer fällt, klare und 

realistische Forderungen zu definieren - standen auf Seiten 

der EU v. a. weitere Maßnahmen im Bereich der sog. Pre-

paredness im Vordergrund.  

So verabschiedete die KOM beispielsweise am 

30. Januar u. a. letzte Notfallmaßnahmen für Erasmus+-

Studierende sowie Vorschriften für die Koordinierung der 

sozialen Sicherheit und den EU-Haushalt.  

Für den EU-Haushalt 2019 ist vorgesehen, dass Zuwei-

sungen aus dem EU-Haushalt im Rahmen von Förderpro-

grammen bis Ende 2019 an Begünstigte und im VK ansäs-

sige Stellen weiter aus dem EU-Haushalt bezahlt werden, 

vorausgesetzt, dass das VK bis zum 18. April gegenüber 

der KOM erklärt, seinen finanziellen Verpflichtungen bis 

Ende 2019 nachzukommen, und bis zum 30. April auch 

seine Zahlungen leistet. Für Erasmus+-Studierende soll eine 

Sonderregelung gelten, wonach diese ihren Aufenthalt 

noch bis zum Ende durchführen können, sofern dieser vor 

Quelle: KOM 

mailto:anja.boudon@hanse-office.de?subject=HansEUmschau
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dem 29. März gestartet wird. Im Bereich der sozialen Si-

cherheit sollen die Behörden der EU-MS auch in Zukunft 

die vor dem Austritt aufgelaufenen Versicherungs-, Er-

werbstätigkeits- oder Aufenthaltszeiten bei der Berech-

nung der Sozialversicherungsleistungen berücksichtigen. 

Weitere Vorbereitungsmaßnahmen betreffen u. a. die 

Bahnnetze.  

 

Des Weiteren hat die KOM ihre Informationskampagne für 

ein No-Deal-Szenario intensiviert und für Unternehmen 

eine Informationsseite für Zölle veröffentlicht.  

Auf politischer Ebene wird weiter angesichts der fort-

schreitenden Unsicherheit weiter gerungen; u. a. wird 

auch diskutiert, das Austrittsdatum ggf. zu verschieben, 

um bis dahin zu einer Einigung zu gelangen. Aufgrund der 

Europawahlen, die vom 23. bis 26. Mai stattfinden, würde 

dies aber dazu führen, dass eine Verschiebung nur von 

sehr kurzer Dauer sein könnte oder aber die Briten am 

Ende doch noch eine Europawahl durchführen müssten. 

Laut KOM-Präsident Juncker führe dies, käme es dazu, zu 

einem „Treppenwitz der Geschichte“. Zudem bedarf die 

Verschiebung des Austrittsdatums der Zustimmung aller 

27 MS.  CF▐ 

►Brexit-Seite der KOM 

►KOM-Zollinformationsseite für Unternehmen 

Finanzen 
 

Effizientere Beschlussfassung in der Steuerpolitik 

Nachdem KOM-Präsident Juncker in seiner Rede zur Lage 

der Union im September 2018 (→HansEUmschau 9+10/2018) 

bereits für eine Modernisierung im Bereich der EU-

Steuerpolitik geworben hatte, hat die KOM am 15. Januar 

eine Mitteilung zur demokratischeren und effizienteren 

Beschlussfassung in der EU-Steuerpolitik vorgelegt. Darin 

verweist die KOM v. a. darauf, dass der derzeitige Ansatz 

des Einstimmigkeitserfordernisses in der moderneren und 

stärker integrierten EU nicht mehr funktionieren würde. 

Erfolgversprechender sei vielmehr ein koordiniertes Vorge-

hen, um zügige Anpassungen ermöglichen und rasch 

reagieren zu können.  

Die KOM betont in ihrer Mitteilung, dass mit dem von ihr 

intendierten Übergang vom Einstimmigkeitsprinzip zum 

ordentlichen Gesetzgebungsverfahren keine Änderungen 

der Zuständigkeiten der EU im Steuerbereich einhergin-

gen, sondern lediglich die Art und Weise der Beschlussfas-

sung geändert würde. Auch würde es zu keiner Einschrän-

kung der Befugnisse der MS kommen.  

Vielmehr erklärt die KOM die Notwendigkeit zur Ände-

rung des Abstimmungsverfahrens damit, dass die Einstim-

migkeit die volle Entfaltung des Binnenmarkts behindere 

und sich nachteilig auf die Prioritäten der EU auswirke. Als 

Beispiel nennt sie u. a. die notwendige Überarbeitung der 

Energiesteuer-RL vor dem Hintergrund der Klimaschutzpoli-

tik. In der Vergangenheit erzielte Fortschritte seien v. a. 

aufgrund öffentlichen Drucks entstanden. Das Einstimmig-

keitserfordernis werde zu häufig dazu benutzt, nationale 

Interessen zum Nachteil des Binnenmarkts zu schützen.  

Auch könne die Qualität der Beschlussfassung im Rah-

men des ordentlichen Gesetzgebungsverfahrens verbes-

sert werden, da  

□ dadurch Kompromisse überhaupt ermöglicht würden, 

□ die derzeit erzielten Kompromisse oftmals nur den kleins-

ten gemeinsamen Nenner widerspiegelten, 

□ unerwünschte Nebenwirkungen der Einstimmigkeit 

dadurch aufgelöst würden (Druckmittel), 

□ die Einstimmigkeit kontraproduktiv wäre, weil Maßnah-

men nur einstimmig aufgelöst werden könnten.  

Als rechtliche Optionen für den Übergang von der Ein-

stimmigkeit zur Beschlussfassung mit qualifizierter Mehrheit 

nennt die KOM die Artikel 116 und 325 AEUV. Allerdings 

erkennt auch die KOM an, dass der praktikabelste Weg 

die Nutzung der sog. Passerelle-Klausel nach 

Art. 48 Abs. 3 EUV wäre.  

 

Zur Umsetzung schlägt die KOM einen zielgerichteten An-

satz mit Meilensteinen vor. Demnach soll die Beschlussfas-

sung mit qualifizierter Mehrheit zunächst für die Bereiche 

des Kampfes gegen Steuerbetrug, -vermeidung, -

hinterziehung sowie Erleichterung der Steuerehrlichkeit für 

Unternehmen angewandt werden, im Anschluss auch 

Maßnahmen umfassen, die überwiegend steuerlicher 

Natur sind, aber andere politische Ziele wie z. B. den Kli-

ma- und Umweltschutz, die öffentliche Gesundheit oder 

den Verkehr umfassen. Im nächsten Schritt soll eine Aus-

dehnung auf die Steuerbereiche erfolgen, die bereits 

weitgehend harmonisiert sind, darunter insb. die MwSt. 

sowie Verbrauchsteuern und schließlich die Einführung der 

Beschlussfassung mit qualifizierter Mehrheit für die Initiati-

ven, die für den Binnenmarkt bzw. eine faire und wettbe-

werbsorientierte Besteuerung notwendig sind.  

Quelle: KOM 

Quelle: KOM 

mailto:christoph.frank@hanse-office.de?subject=HansEUmschau
https://ec.europa.eu/info/brexit_en
https://ec.europa.eu/taxation_customs/uk_withdrawal_de
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Reakt ion des ECOFIN 

Beim ECOFIN am 12. Februar präsentierte die KOM ihren 

Vorschlag den Wirtschafts- und Finanzministern. Die Minis-

terinnen und Minister führten einen Gedankenaustausch. 

Dabei wurde deutlich, dass zumindest im Kreise der Fi-

nanzminister die erforderliche Einstimmigkeit zur Umset-

zung der KOM-Vorschläge nicht zu erreichen sein wird.  

Gleichwohl betonte der ECOFIN, dass es den Staats- und 

Regierungschefs überlassen bleibt, die Entscheidung zur 

Aufgabe der Einstimmigkeit im Steuerbereich unter Be-

rücksichtigung der entsprechenden Regeln zu fällen. Al-

lerdings gilt es auch auf Ebene der Staats- und Regie-

rungschefs als ausgeschlossen, hier zu einer weiteren In-

tegration zu kommen.  CF▐ 

►PM der KOM IP/19/225  

►PM des ECOFIN 

InvestEU – Triloge können beginnen 

Nachdem die KOM im Juni 2018 im Rahmen des MFR-

Pakets (→HansEUmschau Sonderbeilage Juli 2018) ihren Vor-

schlag für InvestEU vorgelegt hatte, das als Nachfolge-

programm für EFSI – auch als Juncker-Fonds bekannt – 

fungieren soll, hat das EP am 16. Januar über den Vor-

schlag abgestimmt und damit seine Position für die weite-

ren Verhandlungen festgelegt. Wesentliche EP-

Forderungen sind u. a. eine Erweiterung der EU-

Haushaltsgarantie von 38 Mrd. € auf 40,8 Mrd. €, womit 

eine Anhebung des zu erreichenden Investitionsvolumens 

von 650 Mio. € auf 700 Mio. € erzielt werden soll, sowie eine 

Änderung an den Zielen von InvestEU, darunter eine Erhö-

hung der Beschäftigungsrate, die Schaffung hochwertiger 

Arbeitsplätze, die Förderung von Nachhaltigkeit. 75 % der 

EU-Haushaltsgarantie sollen exklusiv der EIB zugewiesen 

werden, während die übrigen 25 % z. B. der KfW oder an-

deren nationalen Förderbanken offenstehen. 

 

Eine weitere Forderung des EP besteht darin, die Auswahl 

der zu finanzierenden Projekte anhand von Leitlinien 

durchzuführen, die über einen delegierten Rechtsakt er-

lassen werden. Weiterhin soll ein Kriterium der Zusätzlichkeit 

etabliert werden, damit die EIB über InvestEU nicht Projek-

te finanziert, dies sie ohnehin durchgeführt hätte. Vorge-

sehen ist darüber hinaus eine Änderung der Governance-

Struktur, darunter die Einsetzung eines Lenkungsausschus-

ses.  

Beim ECOFIN am 22. Januar war das Thema ebenfalls 

auf der Tagesordnung. Leider konnte bei diesem Treffen 

der Wirtschafts- und Finanzminister noch keine partielle 

allgemeine Ausrichtung erzielt werden; das gelang am 

21. Februar auf Ebene des AStV. Wesentliche Forderungen 

des Rats für die Verhandlungen sind demnach:  

□ Etablierung eines Lenkungsrats aus vier Vertretern der 

KOM, drei Vertretern der EIB und zwei Vertretern ande-

rer Durchführungspartner, der die strategischen und 

operativen Leitlinien für InvestEU festlegen soll;  

□ Einsetzung eines Beratungsausschusses aus Vertretern 

der Durchführungspartner und der MS, der die KOM 

und den Lenkungsbeirat berät; 

□ Einrichtung eines Investitionsausschusses aus unabhän-

gigen Sachverständigen, der bei Investitionsbewertun-

gen für Projekte externes Fachwissen bereitstellen soll.  

Mit der nun erzielten Ausrichtung des Rats können Trilog-

verhandlungen mit dem EP beginnen.   CF▐ 

►EP-Position zu InvestEU  

►PM des Rats  

KOM veröffentlicht Winterprognose  

Am 7. Februar veröffentlichte die KOM ihre Winterprogno-

se. Demnach wird die europäische Wirtschaft im siebten 

Jahr in Folge wachsen, allerdings verlangsamt. So geht die 

KOM für 2018 nur noch von einem Wachstum von 1,9 % 

aus, anstatt bislang 2,1 %. Für die Eurozone rechnet die 

KOM im laufenden Jahr mit einem Wachstum von 1,3 % 

sowie 1,6 % im Jahr 2020.  

 

Für Deutschland, das in den Jahren 2014-2017 ein Wachs-

tum von 2,1 % aufweisen konnte, rechnet die KOM für 

2018 nur noch mit 1,5 %, im laufenden Jahr mit ledglich 

1,1 %. Erst 2020 solle das Wachstum wieder auf 1,7 % stei-

gen, was aber v. a. Kalendereffekten geschuldet sein 

dürfte. Positiv sieht die KOM weiterhin den starken Ar-

beitsmarkt, während auf der negativen Seite v. a. stagnie-

rende Investitionen, antizipierte Risiken im Handel, ein 

schwächeres Wirtschafts- und Verbraucherklima sowie ein 

niedriger Finanzstimulus der öffentlichen Hand zu Buche 

schlagen.  

In Punkto Inflation rechnet die KOM mit einer Kerninfla-

tion von 1,7 % für die Eurozone im Jahr 2018 sowie mit le-

diglich 1,4 % im laufenden Jahr. In Deutschland erreichte 

die Inflation 2018 einen Wert von 1,8 %. In diesem und im 

nächsten Jahr soll der Wert auf 1,5  zurückgehen.  CF▐ 

►PM der KOM IP/19/850  

Quelle: KOM 

Quelle: KOM 

mailto:christoph.frank@hanse-office.de?subject=HansEUmschau
http://europa.eu/rapid/press-release_IP-19-225_de.htm
https://www.consilium.europa.eu/de/meetings/ecofin/2019/02/12/
mailto:christoph.frank@hanse-office.de?subject=HansEUmschau
http://www.europarl.europa.eu/sides/getDoc.do?pubRef=-//EP//NONSGML+TA+P8-TA-2019-0026+0+DOC+PDF+V0//DE
https://www.consilium.europa.eu/de/press/press-releases/2019/02/21/investeu-council-agrees-its-position-on-an-improved-instrument-to-support-investment-growth-and-jobs-in-the-eu/?utm_source=dsms-auto&utm_medium=email&utm_campaign=InvestEU%3a+Rat+legt+Standpunkt+zu+einem+verbesserten+Instrument+zur+F%c3%b6rderung+von+Investitionen%2c+Wachstum+und+Besch%c3%a4ftigung+in+der+EU+fest
mailto:christoph.frank@hanse-office.de?subject=HansEUmschau
http://europa.eu/rapid/press-release_IP-19-850_de.htm
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Handelspolitik  
 

Modernisierung der WTO 

Handelskommissarin Malmström hat am 9. Januar in 

Washington die Gespräche im Rahmen der trilateralen 

Kooperation (→HansEUmschau 12/2018) mit dem US-

Handelsbeauftragten, Robert Lighthizer, und dem japani-

schen Minister für Wirtschaft, Handel und Industrie, Hiroshi-

ge Seko, fortgesetzt.  

Ergebnis der trilateralen Gespräche, in deren Fokus 

handelsverzerrende Marktpraktiken, die Reform der WTO 

sowie der digitale und elektronische Handel standen, war 

eine gemeinsamen Erklärung. Darin äußerten die Vertreter 

der EU, Japans und der USA u. a. erneut ihre Besorgnis 

über staatliche Subventionen und erzwungenen Techno-

logietransfer. Sie bekräftigten zudem, weiterhin zusam-

menzuarbeiten, um die Wirksamkeit der bestehenden 

WTO-Disziplinen aufrechtzuerhalten, auch durch laufende 

Streitschlichtungsverfahren.  AB▐ 

►PM der KOM (EN) 

Wirtschaftspartnerschaftsabkommen mit Japan 

in Kraft 

Das Wirtschaftspartnerschaftsabkommen zwischen der EU 

und Japan (→HansEUmschau 12/2018) ist am 1. Februar in 

Kraft getreten. Damit werden eine überwiegende Mehr-

heit der Zölle und eine Reihe nichttarifärer Hemmnisse 

beseitigt.  

 

KOM-Präsident Juncker hob hervor, dass Europa und Ja-

pan mit dem erfolgreichen Abschluss des Abkommens 

eine Botschaft über die Zukunft eines offenen und fairen 

Handels sendeten. Das neue Abkommen biete den Ver-

brauchern eine größere Auswahl sowie günstigere Preise 

und gebe kleinen Unternehmen auf beiden Seiten die 

Möglichkeit, ihre Geschäftstätigkeit auszudehnen. Han-

delskommissarin Malmström zeigte sich stolz, dass zum 

ersten Mal die Pariser Klimaschutzverpflichtungen in ein 

Handelsabkommen aufgenommen und gleichzeitig hohe 

Standards in Bezug auf Arbeitnehmerrechte und Verbrau-

cherschutz festgelegt worden seien. 

Das Wirtschaftspartnerschaftsabkommen beinhaltet 

keine Regelungen zum Investitionsschutz; die entspre-

chenden Verhandlungen sollen mit einem weiteren Tref-

fen der Verhandlungsführer im März fortgesetzt werden. 

Im Sinne ihres gemeinsamen Bekenntnisses zur Schaffung 

eines stabilen und sicheren Investitionsumfelds in Europa 

und Japan seien beide Seiten fest entschlossen, bei den 

Verhandlungen zum Investitionsschutz so schnell wie mög-

lich zu einer Einigung zu gelangen. 

Ebenfalls am 1. Februar trat das Abkommen über eine 

strategische Partnerschaft zwischen der EU und Japan 

teilweise vorläufig in Kraft. Vor einem vollständigen Inkraft-

treten ist die Ratifizierung in allen MS erforderlich.  AB▐ 

►PM der KOM IP/19/785 

Handelsgespräche mit den USA 

Die vor dem Hintergrund der seit dem 1. Juni 2018 gelten-

den US-Zölle auf Aluminium- und Stahlimporte aus der EU 

(→HansEUmschau 5+6+7/2018) von KOM-Präsident Juncker 

und US-Präsident Trump im Juli 2018 vereinbarten Gesprä-

che haben nach gut vier Monaten zu ersten Ergebnissen 

geführt.  

 

Dem von der KOM am 31. Januar veröffentlichten Fort-

schrittsbericht lässt sich entnehmen, dass die EU und die 

USA folgende Maßnahmen anstreben: 

□ Zusammenarbeit in Richtung einer Abschaffung von 

Zöllen, von nichttarifären Handelshemmnissen und Sub-

ventionen für nicht-automobile Industriegüter;  

□ Untersuchung von handelserleichternden Maßnahmen 

in einer Reihe von identifizierten Sektoren, wie Dienstleis-

tungen, Chemikalien, Arzneimittel, Medizinprodukte 

und Sojabohnen; 

□ engere Zusammenarbeit bei regulatorischen Fragen 

und Normen; 

□ strategische Zusammenarbeit in Energiefragen, ein-

schließlich der Anerkennung des Ziels, die EU-Einfuhren 

von verflüssigtem Erdgas (LNG) aus den USA als Beitrag 

zu einer verbesserten Diversifizierung der Energieversor-

gung zu erhöhen; 

□ WTO-Reform und Zusammenarbeit zur Bewältigung der 

globalen Herausforderungen unlauterer Handelsprakti-

ken. 

Handelskommissarin Malmström betonte bei der Vorstel-

lung des Fortschrittsberichts erneut, dass die KOM nicht 

über die Abschaffung oder Verringerung von Zöllen auf 

landwirtschaftliche Erzeugnisse verhandele. Zudem wür-

den die Gespräche unter der Bedingung geführt, dass die 

USA keine neuen Zölle oder Steuern auf EU-Ausfuhren er-

höben, auch nicht für Kraftfahrzeuge und Fahrzeugteile. 

Ferner hänge der Abschluss der Verhandlungen über die 

Abschaffung von Zöllen auf Industrieerzeugnisse davon 

Quelle: KOM 

Quelle: KOM 

http://trade.ec.europa.eu/doclib/docs/2019/january/tradoc_157623.pdf
mailto:anja.boudon@hanse-office.de?subject=HansEUmschau
http://europa.eu/rapid/press-release_MEX-19-323_en.htm
mailto:anja.boudon@hanse-office.de?subject=HansEUmschau
http://europa.eu/rapid/press-release_IP-19-785_de.htm
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ab, dass die USA ihre derzeitigen Maßnahmen in Bezug 

auf Stahl und Aluminium aus der EU aufheben. 

Aus dem Bericht geht auch hervor, dass einige der 

Maßnahmen nicht nur bilateral mit den USA, sondern 

auch multilateral im WTO-Kontext diskutiert werden. Die 

KOM erwähnt hier z. B. die Ansätze zu Subventionen, die 

im Rahmen der trilateralen Kooperation entwickelt wur-

den: Angestrebt wird die Aktualisierung und Verschärfung 

der Vorschriften in diesem Bereich als Teil einer wirksamen 

gemeinsamen Reaktion auf die Herausforderungen durch 

China. 

Für Verhandlungen zu einem Abkommen über Industrie-

zölle und zu einer angestrebten Erleichterung bei Konfor-

mitätsbewertungen benötigt die KOM Verhandlungsman-

date. Entwürfe hierfür hat sie dem Rat am 18. Januar vor-

gelegt.  

Die Verhandlungsziele der USA sind der Themenseite des 

Amtes des US-Handelsbeauftragten (USTR) zu entnehmen.   

 AB▐ 

►PM der KOM IP/19/502 

►PM der KOM IP/19/784 

►Themenseite des USTR 

Schutzmaßnahmen im Stahlbereich 

Die als Reaktion auf die US-Zölle (→HansEUmschau 

5+6+7/2018) am 18. Juli 2018 verhängten vorläufigen 

Schutzmaßnahmen im Stahlbereich sind seit dem 

2. Februar dauerhaft in Kraft getreten. Mit dem Zusatzzoll-

satz in Höhe von 25 % auf Stahlprodukte, die wegen der 

US-Zölle zusätzlich in die EU kommen, sollen europäische 

Hersteller vor schwerwiegenden Marktverzerrungen ge-

schützt werden. Die Regelungen, die am 4. Januar bei der 

WTO notifiziert worden waren, sollen vorerst bis zum 16. Juli 

2021 gelten.  AB▐ 

►PM der KOM IP/19/821 

EP stimmt Handelsabkommen mit Singapur zu 

Nachdem der EP-Handelsausschuss (INTA) am 24. Januar 

die von David Martin (S&D/Vereinigtes Königreich) erar-

beiteten Berichte zu dem Freihandels- und dem Investiti-

onsschutzabkommen zwischen der EU und Singapur an-

genommen hatte, hat das Plenum am 13. Februar dem 

Abschluss der Abkommen (→HansEUmschau 5+6+7/2018) 

zugestimmt. 

In der mit deutlicher Mehrheit angenommenen Ent-

schließung zum Freihandelsabkommen wird dessen zentra-

le geostrategische Bedeutung hervorgehoben. Zudem 

wird betont, dass fast alle Zölle auf EU-Produkte und viele 

nichttarifäre Handelshemmnisse durch das Abkommen 

beseitigt werden. Ferner werden der Schutz von rund 190 

geografischen Angaben der EU sowie der verbesserte 

Zugang zum Markt für die Vergabe von öffentlichen Auf-

trägen für Waren und Dienstleistungen in Singapur als 

positiv genannt. Unterstrichen wird u. a. auch das weiter-

hin für die MS geltende Recht, auf allen Ebenen öffentli-

che Dienste festzulegen, zu erbringen und zu regulieren. 

Das Freihandelsabkommen hindere die Regierungen nicht 

daran, privatisierte Dienste wieder zu verstaatlichen. Hin-

sichtlich der nachhaltigen Entwicklung wird u. a. betont, 

dass sich die Vertragsparteien dazu verpflichten, die un-

terzeichneten multilateralen Umweltübereinkommen, zu 

denen auch das Pariser Klimaschutzübereinkommen ge-

hört, und die von ihnen ratifizierten grundlegenden Über-

einkommen der IAO wirksam umzusetzen.  

 

In einer ebenfalls am 13. Februar angenommenen nicht-

legislativen Entschließung wird zudem darauf hingewiesen, 

dass im Partnerschafts- und Kooperationsabkommen zwi-

schen der EU und Singapur vorgesehen ist, dass die EU das 

Freihandelsabkommen aussetzen kann, wenn Singapur 

gegen grundlegende Menschenrechte verstößt. 

Zugleich gab das EP-Plenum seine Zustimmung zum Ab-

schluss des Investitionsschutzabkommens. In dem mit deut-

licher Mehrheit angenommen Bericht wird hervorgeho-

ben, dass das Abkommen insofern über die Bestimmun-

gen über den Investitionsschutz zwischen der EU und Ka-

nada hinausgeht, als es eine uneingeschränkt funktionsfä-

hige Rechtsbehelfsinstanz, einen Verhaltenskodex für die 

Mitglieder des Gerichts und der Rechtsbehelfsinstanz so-

wie Bestimmungen über die Pflichten ehemaliger Richter 

umfasst. Das Handelsabkommen kann in Kraft treten, so-

bald das formale Verfahren seitens des Rates und Singa-

purs abgeschlossen ist. Damit das Investitionsschutz- sowie 

das Partnerschafts- und Kooperationsabkommen in Kraft 

treten können, müssen sie zuvor von den MS ratifiziert wer-

den. Die KOM begrüßte die Zustimmung des EP. AB▐ 

►PM des EP 

►PM der KOM IP/19/906 

Iran-Geschäfte: Zweckgesellschaft gegründet 

Die im September von mehreren Staaten gestartete Initia-

tive, über eine Zweckgesellschaft Zahlungsflüsse in den 

Iran offen zu halten, mündete am 31. Januar in der Regis-

trierung der Zweckgesellschaft INSTEX SAS durch Deutsch-

land, Frankreich und Großbritannien. Damit können euro-

päische Unternehmen weiterhin rechtmäßige Geschäfts-

beziehungen mit dem Iran unterhalten, ohne von den 

durch die USA wieder eingeführten Sanktionen getroffen 

zu werden. Der Iran muss im Gegenzug die nuklearen 

Verpflichtungen des Abkommens vollständig erfüllen.  

Die Hohe Beauftragte der EU für die Außen- und Sicher-

heitspolitik, Federica Mogherini, begrüßte diesen Schritt 

und sagte die Unterstützung der EU bei der Ausweitung 

auf andere MS sowie ggf. Drittstaaten zu. AB▐ 

►Gemeinsame Erklärung zur Gründung von INSTEX 

►Statement der Hohen Beauftragten (EN) 

Quelle: KOM 

https://ustr.gov/countries-regions/europe-middle-east/europe/european-union/us-eu-trade-agreement-negotiations
https://ustr.gov/countries-regions/europe-middle-east/europe/european-union/us-eu-trade-agreement-negotiations
mailto:anja.boudon@hanse-office.de?subject=HansEUmschau
http://europa.eu/rapid/press-release_IP-19-502_de.htm
http://europa.eu/rapid/press-release_IP-19-784_de.htm
https://ustr.gov/countries-regions/europe-middle-east/europe/european-union/us-eu-trade-agreement-negotiations
mailto:anja.boudon@hanse-office.de?subject=HansEUmschau
http://europa.eu/rapid/press-release_IP-19-821_de.htm
mailto:anja.boudon@hanse-office.de?subject=HansEUmschau
http://www.europarl.europa.eu/news/de/press-room/20190207IPR25207/eu-singapur-ep-gibt-grunes-licht-fur-handels-und-investitionsschutzabkommen
http://europa.eu/rapid/press-release_IP-19-906_de.htm
mailto:anja.boudon@hanse-office.de?subject=HansEUmschau
https://www.auswaertiges-amt.de/de/newsroom/instex/2185396
https://eeas.europa.eu/headquarters/headquarters-homepage/57475/statement-high-representativevice-president-federica-mogherini-creation-instex-instrument_en
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EuGH: Schlussanträge zur Streitbeilegung in 

CETA  

Im September 2017 hatte Belgien den EuGH um Klärung 

gebeten, ob das im Wirtschafts- und Handelsabkommen 

zwischen der EU und Kanada (CETA) vereinbarte Investiti-

onsgericht zur Beilegung von Investor-Staat-Streitigkeiten 

sowie das Ziel der Errichtung eines multilateralen Investiti-

onsgerichtshofs mit Rechtsbehelfsinstanz mit dem Unions-

recht vereinbar sind. In seinen am 29. Januar veröffentli-

chen Schlussanträgen vertritt Generalanwalt Yves Bot die 

Ansicht, dass dies der Fall ist. 

 

In seiner Begründung führte der Generalanwalt an, dass 

das Abkommen die Autonomie des Unionsrechts nicht 

beeinträchtige und den Grundsatz der ausschließlichen 

Zuständigkeit des Gerichtshofs für die verbindliche Ausle-

gung des Unionsrechts unberührt lasse. Zudem verstoße 

das Abkommen hinsichtlich des Zugangs zum Streitbeile-

gungsmechanismus nicht gegen den allgemeinen Grund-

satz der Gleichbehandlung. Die Lage der kanadischen 

Investoren, die in der EU investierten, sei nicht mit der Lage 

der europäischen Investoren vergleichbar, die in ihrem 

eigenen Wirtschaftsraum investierten. Darüber hinaus 

könnten verfahrensrechtliche Garantien sicherstellen, dass 

das Recht auf Zugang zu einem unabhängigen und un-

parteiischen Gericht hinreichend gewahrt werde. 

Die Schlussanträge des Generalanwalts sind für den 

Gerichtshof nicht bindend. AB▐ 

►PM des EuGH 6/19 

Regionalpolitik 
 

EP-Plenum nimmt Bericht zur Dach-VO an 

Das EP-Plenum hat am 13. Februar den Bericht der Be-

richterstatter Constanze Krehl (S&D, Deutschland) und 

Andrey Novakov (EVP, Bulgarien) zur Dach-VO mit deutli-

cher Mehrheit angenommen (460:170:46). Die sog. Dach-

VO enthält gemeinsame Haushaltsvorschriften für die 

nächste Förderperiode 2021-2027 für eine Reihe von EU-

Fonds wie dem EFRE, dem ESF+, dem Kohäsionsfonds und 

dem EMFF.  

Wesentliche Aspekte des Berichtes des EP sind, neben 

der Aufnahme des ELER in den Anwendungsbereich der 

Dach-VO, die Fortführung der Förderung aller Regionen, 

eine Erhöhung der Mittel im Vergleich zum Vorschlag der 

KOM auf 378,1 Mrd., davon 11,3 Mrd. € für die ETZ (Inter-

reg) sowie 560 Mio. € für die Europäische Stadtinitiative. 

Darüber hinaus lehnt das EP in seinem Bericht eine Koppe-

lung der Struktur- und Kohäsionsmittel an makroökonomi-

sche Bedingungen ab. 

Gefördert werden sollen u. a. die Steigerung der Wett-

bewerbsfähigkeit, die Stärkung kleiner und mittlerer Unter-

nehmen, intelligente und nachhaltige Mobilitätsprojekte 

sowie Effizienzsteigerungen bei der Energieversorgung. 

 SF/Damian Krämer▐ 

►PM des EP (EN) 

►ursprünglicher Vorschlag der KOM 

Beschäftigung und Soziales  
 

EP beschließt Bericht zum ESF+ 

Das EP hat am 16. Januar den Bericht von Berichterstatte-

rin Verónica Lope Fontagné (EVP, Spanien) über den ESF+ 

mit großer Mehrheit (543:81:64) angenommen und sich 

somit für das anstehende Trilogverfahren positioniert. Das 

EP fordert in dem Bericht einen größeren finanziellen Rah-

men, als ihn die KOM ursprünglich vorgesehen hatte. Bei 

einer Steigerung um 19 % entspräche er nunmehr 

106 Mrd. €.  

Nach Wunsch des EP sollen Jugendliche Hauptprofiteu-

re des ESF+ werden. In MS, in denen die Jugendarbeitslo-

sigkeit über dem EU-Durchschnitt liegt, sollen mindestens 

15 % der ESF+-Fördermittel dafür investiert werden. Mindes-

tens 5 % der Mittel sollen für die sog. „Europäische Kinder-

garantie“ verwandt werden. Diese beinhaltet u. a. den 

Zugang zu freier Bildung oder angemessene Ernährung. 

Migranten und anderen Minderheiten soll der Zugang 

zu Lehrtätigkeiten in den MS erleichtert werden, um auf 

diese Weise eine bessere Integration zu gewährleisten. 

Darüber hinaus sollen lokale Entwicklungsstrategien für 

urbane Gebiete und Maßnahmen gegen Energiearmut 

mit dem ESF+ gefördert werden. 

Grenzüberschreitende Projekte sollen ebenfalls geför-

dert werden. Hier sollen Projekte im Kontext des demo-

graphischen Wandels im Vordergrund stehen. 

Der künftige ESF+ wird dabei mehrere Fonds und Pro-

gramme umfassen: 

□ Beschäftigungsinitiative für junge Menschen (YEI) 

□ Europäischen Hilfsfonds für die am stärksten benachtei-

ligten Personen (EHAP) 

□ Programm für Beschäftigung und soziale Innovation 

(EaSI) 

□ EU-Gesundheitsprogramm.  

  SF/Damian Krämer▐ 

►EP-Bericht zum ESF+ 

Vereinbarkeit von Beruf und Privatleben 

Die EU-Gesetzgeber haben am 24. Januar im Trilog einen 

politischen Kompromiss im Hinblick auf den RL-Vorschlag 

zur Vereinbarkeit von Beruf und Privatleben für Eltern und 

pflegende Angehörige erzielt.  

Quelle: KOM 

mailto:anja.boudon@hanse-office.de?subject=HansEUmschau
https://curia.europa.eu/jcms/upload/docs/application/pdf/2019-01/cp190006de.pdf
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http://www.europarl.europa.eu/news/de/press-room/20190121IPR23916/2021-2027-eu-budget-EU378-1-billion-to-benefit-all-regions
http://ec.europa.eu/transparency/regdoc/rep/1/2018/DE/COM-2018-375-F1-DE-MAIN-PART-1.PDF
mailto:sven.freitag@hanse-office.de?subject=HansEUmschau
http://www.europarl.europa.eu/sides/getDoc.do?pubRef=-//EP//TEXT+TA+P8-TA-2019-0020+0+DOC+XML+V0//DE&language=DE
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Zukünftig sollen Väter EU-weit einen Anspruch auf Vater-

schaftsurlaub von mindestens zehn Tagen in unmittelbarer 

Nähe zum Geburtstermin haben. Dieser soll in Höhe des 

Krankengeldes vergütet werden. Dieser Anspruch soll 

auch für den zweiten Elternteil bei gleichgeschlechtlichen 

Paaren bestehen sowie im Fall von Adoptionen. Die Ver-

gütung soll von einer Vorbeschäftigungszeit von sechs 

Monaten abhängig gemacht werden dürfen, der Vater-

schaftsurlaub selbst nicht. Zudem soll jedem Elternteil in 

der Zukunft EU-weit ein Anspruch auf mindestens vier Mo-

nate Elternzeit zustehen. Zwei Monate hiervon sollen nicht 

auf den anderen Elternteil übertragen werden dürfen. Die 

MS sollen verpflichtet sein, mindestens die nicht übertrag-

baren zwei Monate zu vergüten. Auch sollen Arbeitneh-

mer in der Zukunft einen Anspruch auf fünf Tage Pflegeur-

laub pro Jahr haben, sofern sie Verwandte oder eine in 

ihrem Haushalt lebende Person pflegen. Die RL soll dar-

über hinaus EU-weit die Ansprüche auf flexible Arbeitsre-

gelungen, einschließlich Heimarbeit und flexibler Arbeits-

zeit für Eltern und pflegende Angehörige, stärken. 

Was die Ansprüche auf Elternzeit betrifft, bleibt die 

neue RL hinsichtlich der schon geltenden Ansprüche in 

Deutschland zurück. Auch was den Anspruch auf Pflege-

urlaub angeht, regelt das deutsche Pflegegesetz bereits 

heute weitergehende Ansprüche.    

Der ausgehandelte Kompromiss muss vom Europäi-

schen Parlament und vom Rat noch formell angenommen 

werden, ehe er in Kraft treten kann.  SH▐ 

►PM der KOM 19/424 

►PM des EP (EN) 

Urteil zu Familienleistungen für im EU-Ausland 

lebende Kinder 

Der EuGH hat am 7. Februar in einer Entscheidung festge-

stellt, dass das Unionsrecht nicht voraussetzt, dass eine 

Person erwerbstätig ist, um Familienleistungen für im EU-

Ausland lebende Kinder zu erhalten. 

Hintergrund  

Ein in Irland lebender rumänischer Mann hat für seine in 

Rumänien lebenden Kinder Familienleistungen beantragt. 

Die irischen Behörden lehnten das Gesuch des Mannes für 

den Zeitraum ab, in dem dieser arbeitslos gewesen ist. Das 

oberste Zivilgericht Irlands hatte den Fall dem EuGH vorge-

legt, um feststellen zu lassen, wie das zu Grunde liegende 

Unionsrecht auszulegen ist. 

Das in Rede stehende Unionsrecht betrifft die Ausle-

gung der „VO zur Koordinierung der Systeme der sozialen 

Sicherheit“ aus dem Jahr 2004. Fraglich erschien, ob an 

die Gewähr solcher Familienleistungen bei nicht im betref-

fenden MS lebenden Kindern andere Voraussetzungen 

geknüpft werden müssen als an solche Personen, die im 

betreffenden MS leben. 

Urteil 

Die Richter urteilten, dass eine Person auch für Familien-

angehörige, die im EU-Ausland leben, Anspruch auf Fami-

lienleistungen hat. Die Betroffenen haben diesen An-

spruch nach den Vorschriften des jeweiligen MS, als ob sie 

in diesem wohnen würden. Nach der Zielsetzung der VO 

soll die Zahlung von Familienleistungen mehrere Gründe 

haben können und nicht nur auf Grund des Beschäfti-

gungsverhältnisses, wie es die nationalen Behörden im 

vorliegenden Fall bei ihrer Entscheidung angelegt hatten. 

Es ist weiterhin auch keine Voraussetzung, dass der An-

tragssteller Geldleistungen auf Grund der vorherigen Be-

schäftigung erhält. SF/Damian Krämer▐ 

►PM des EuGH 

►VO zur Koordinierung der Systeme sozialer Sicherheit 

Telekommunikation, Medien und Digitales 
 

Urheberrecht im digitalen Binnenmarkt 

Nach schwierigen Verhandlungen haben sich der Rat und 

das EP am 13. Februar auf einen Kompromiss bezüglich 

des RL-Vorschlags über das Urheberrecht im digitalen 

Binnenmarkt politisch geeinigt.  

Der Vorschlag zielt auf die Modernisierung des EU-

Urheberrechts ab. Das Trilogergebnis beinhaltet u. a. fol-

gende Regelungen: 

Zusätzliche Ausnahmeregelungen 

Ausnahmeregelungen sollen vorgesehen werden für das 

Text- und Datamining, (grenzüberschreitende) Lehraktivi-

täten sowie die Bewahrung und Online-Verbreitung des 

kulturellen Erbes. 

Regelungen zur Verbesserung der Lizenzierungspraxis 

Die zukünftige RL soll Regelungen zur Nutzung vergriffener 

Werke sowie zur Vergabe von kollektiven Lizenzen mit 

erweiterter Wirkung enthalten. Um die Verfügbarkeit euro-

päischer Filme auf V ideo-on-demand-Plattformen zu för-

dern, soll ein Mechanismus zur Rechteklärung für Filme 

eingerichtet werden. 

Leistungsschutzrecht für Presseverleger  

Ein solches Leistungsschutzrecht soll für die digitale Nut-

zung von Presseveröffentlichungen gelten. Es soll eine 

Geltungsdauer von zwei Jahren haben. Autoren der in 

diesen Presseveröffentlichungen enthaltenen Arbeiten 

sollen an den Erlösen aus dem Leistungsschutzrecht betei-

ligt werden. Weiterhin erlaubt sein sollen die private, nicht 

kommerzielle Nutzung von Presseveröffentlichungen, die 

Quelle: KOM 

Quelle: KOM 
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http://europa.eu/rapid/press-release_MEMO-18-5713_de.htm
http://europa.eu/rapid/press-release_MEMO-18-5713_de.htm
mailto:sven.freitag@hanse-office.de?subject=HansEUmschau
https://curia.europa.eu/jcms/upload/docs/application/pdf/2019-02/cp190011de.pdf
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Verwendung kurzer Textausschnitte und einzelner Wörter 

sowie das sog. „Hyperlinking“.  

Verpflichtungen für Online-Plattformen  

Die RL wird klarstellen, dass Online-Plattformen einen ur-

heberrechtlich relevanten Akt der öffentlichen Wiederga-

be vornehmen, der einer Lizenz bedarf, wenn sie durch 

Nutzer hochgeladene, urheberrechtlich geschützte Inhal-

te über ihre Webseiten zugänglich machen. Sofern eine 

derartige Lizenz nicht besteht, sollen sie zukünftig verpflich-

tet sein, sich bestmöglich zu bemühen,  

□ eine solche Lizenz zu erlangen,  

□ derartige Inhalte nicht zugänglich zu machen, sofern 

die Rechteinhaber bezüglich dieser Inhalte die not-

wendigen und relevanten Informationen mitgeteilt ha-

ben,  

□ solche notifizierten Inhalte zu entfernen und  

□ ein erneutes Hochladen solcher notifizierten Inhalte zu 

verhindern.  

Keine Pflicht zur Verhinderung eines erneuten Hochladens 

soll für neu gegründete Online-Plattformen bestehen. 

Hierunter sollen Online-Plattformen fallen, die seit weniger 

als drei Jahren bestehen, einen Gesamtjahresumsatz von 

weniger als 10 Mio. € und weniger als 5 Mio. Nutzer pro 

Monat haben. Für Online-Enzyklopädien wie Wikipedia 

und Open Source-Softwareplattformen sollen diese Rege-

lungen nicht gelten.  

Regelungen zur Stärkung der Rechtsstellung von Autoren 

und Interpreten 

Autoren und Interpreten sollen zukünftig ein Recht auf 

eine angemessene und verhältnismäßige Vergütung im 

Hinblick auf die Verwertung ihrer Werke haben. Um dieses 

besser durchsetzen zu können, sollen Verwerter urheber-

rechtlich geschützter Werke Transparenzverpflichtungen 

unterliegen. Für den Fall, dass die ursprünglich vereinbarte 

Vergütung im Vergleich zu den Einnahmen aus der Ver-

wertung des Werkes unverhältnismäßig niedrig ist, soll ein 

Mechanismus zur Anpassung der Vergütung eingeführt 

werden. Autoren und Interpreten soll ein Widerrufsrecht 

zustehen, sofern ihre Werke nicht verwertet werden.  

Der gefundene Kompromiss muss noch vom EP und 

vom Rat formell angenommen werden, ehe die RL in Kraft 

treten kann. SH▐ 

►PM des EP 

►PM der KOM IP/19/528 

►MEMO der KOM 19/1151 

Zugang zu Daten des öffentlichen Sektors 

Der Rat und das EP haben am 22. Januar eine politische 

Einigung im Hinblick auf den RL-Vorschlag über die Wei-

terverwendung von Informationen des öffentlichen Sektors 

erzielt. Mit diesem Vorschlag zur Überarbeitung der ge-

genwärtigen sog. PSI-RL soll der Zugang zu Informationen 

des öffentlichen Sektors weiter erleichtert werden. 

Dadurch sollen Innovationen gefördert, die Transparenz im 

Hinblick auf politische Maßnahmen erhöht und die fak-

tengestützte Politikgestaltung verbessert werden. 

Von der RL zukünftig umfasst werden sollen Daten öffentli-

cher Einrichtungen, die über nationale Vorschriften über 

den Zugang zu Dokumenten zugänglich sind. Diese sollen 

grundsätzlich für eine Weiterverwendung kostenlos frei 

zugänglich gemacht werden müssen. Daten öffentlicher 

Verkehrs- und Versorgungsunternehmen sollen in den An-

wendungsbereich fallen, sofern diese nach EU-Recht oder 

nationalem Recht für eine Weiterverwendung zur Verfü-

gung gestellt werden müssen. Diesen Unternehmen soll es 

weiterhin möglich sein, angemessene Gebühren zur De-

ckung ihrer Kosten zu erheben. Daten öffentlicher Unter-

nehmen, die in direktem Wettbewerb zu anderen Unter-

nehmen stehen und daher vom Vergaberecht ausge-

nommen sind, sollen dem Anwendungsbereich nicht un-

terfallen. In den Anhang der RL soll eine Liste hochwertiger 

Datensätze aufgenommen werden, auf welche diese 

anwendbar sein soll. Die KOM soll die Befugnis zur Ände-

rung und Erweiterung dieses Anhangs haben. Mit öffentli-

chen Geldern finanzierte Forschungsdaten, die über Da-

tendepots zugänglich gemacht werden, sollen ebenfalls 

in den Anwendungsbereich der RL fallen.  

Die MS sollen zudem Politiken entwickeln, um mit öffent-

lichen Geldern finanzierte Forschungsdaten frei zugäng-

lich zu machen. Zudem sollen die MS einen Zugriff auf 

Echtzeitdaten mittels Anwendungsprogrammierschnittstel-

len (API) ermöglichen. 

Das EP und der Rat müssen das Trilogergebnis noch 

formell annehmen, bevor es in Kraft treten kann. Ab dem 

Inkrafttreten der RL werden die MS zwei Jahre Zeit für ihre 

Umsetzung haben SH▐ 

►PM des Rates 27/19 

►PM der KOM IP/19/525 

Fairness und Transparenz in P2B-Verhältnissen 

Am 14. Februar haben der Rat und das EP in den Trilog-

verhandlungen eine vorläufige Einigung im Hinblick auf 

den VO-Vorschlag zur Förderung von Fairness und Trans-

parenz für gewerbliche Nutzer von Online-

Vermittlungsdiensten (P2B) erzielt. Mit diesen Regelungen 

sollen gewerbliche Nutzer von Online-Plattformen und 

Suchmaschinen wie Händler, Hotels oder App-Entwickler 

besser geschützt werden. Die Einigung sieht u. a. vor, dass 

Online-Plattformen Verkäuferkonten nur sperren dürfen, 

wenn sie hierfür triftige Gründe darlegen. Geschäftsbe-

dingungen sollen leicht auffindbar sein sowie klar und 

verständlich abgefasst sein müssen. Änderungen der Ge-

schäftsbedingungen sollen mindestens 15 Tage im Voraus 

angekündigt werden müssen. Den von den Änderungen 

Betroffenen soll zudem ein Kündigungsrecht zustehen.  

Online-Marktplätze und Suchmaschinen sollen darüber 

hinaus zukünftig die wichtigsten Parameter offenlegen 

müssen, auf deren Grundlage sie Waren und Dienstleis-

tungen auf ihren Internetseiten gerankt haben. Sofern 

Online-Plattformen selbst als Verkäufer tätig sind, sollen sie 

verpflichtet sein, alle Vorteile offenzulegen, die sie ihren 

Angeboten im Verhältnis zu den Waren und Dienstleistun-

gen anderer Anbieter gewähren. Darüber hinaus sollen sie 

offenbaren müssen, welche Daten sie erheben und wie 

sie diese nutzen. Online-Plattformen sollen zudem grund-

Quelle: KOM 

mailto:saskia.hoermann@hanse-office.de?subject=HansEUmschau
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sätzlich verpflichtet werden, ein internes System für die 

Bearbeitung von Beschwerden einzurichten. Diese Ver-

pflichtung soll nicht für Unternehmen mit weniger als 

50 Mitarbeitern und einem Umsatz von unter 10 Mio. € 

gelten. Organisationen und Verbände, die die Interessen 

von Unternehmen vertreten, sollen gerichtlich gegen die 

Nichteinhaltung der VO-Regelungen vorgehen können. 

Die MS sollen auch Behörden mit Durchsetzungsbefugnis-

sen betrauen dürfen.  

Der gefundene Kompromisstext muss vom EP und vom 

Rat noch formell angenommen werden, ehe er in Kraft 

treten kann. Die VO soll zwölf Monate nach ihrer formellen 

Annahme und Veröffentlichung im Amtsblatt der EU in 

Kraft treten.  SH▐ 

►PM des EP (EN) 

►PM der KOM IP/19/1168 

►MEMO der KOM 19/1169 

Justiz und Inneres 
 

EU-Regeln für die Bereitstellung digitaler Inhalte 

Der Rat und das EP haben am 22. Januar eine politische 

Einigung im Hinblick auf den RL-Vorschlag über bestimmte 

vertragsrechtliche Aspekte der Bereitstellung digitaler 

Inhalte erzielt. Dabei handelt es sich um die ersten EU-

weiten Regelungen zum Schutz von Verbrauchern bei 

Verträgen über digitale Inhalte.  

Erfasst werden sollen nach dem Willen der EU-

Gesetzgeber neben klassischen Daten in digitaler Form 

wie Musik, Apps und Software auch digitale Dienste wie 

Cloud Computing. Auch Verträge, bei denen der Ver-

braucher als Gegenleistung personenbezogene oder 

andere Daten zur Verfügung stellt, sollen erfasst werden. 

Die RL soll eine Hierarchie verschiedener Gewährleistungs-

rechte beinhalten. Im Fall eines Mangels soll der Verbrau-

cher zunächst grundsätzlich einen Anspruch auf Nachbes-

serung haben. Ansprüche auf Preisnachlass oder Ver-

tragsbeendigung mit einer Rückerstattung des gezahlten 

Entgelts innerhalb von 14 Tagen sollen ihm zustehen, wenn 

der Mangel nicht innerhalb einer angemessenen Frist be-

seitigt wird. Die Beweislast für die Vertragsmäßigkeit des 

digitalen Inhalts soll grundsätzlich für ein Jahr beim Unter-

nehmer liegen. Bei einer laufenden Versorgung mit digita-

len Inhalten soll die Beweislast während der gesamten 

Vertragslaufzeit beim Unternehmer verbleiben. Die Min-

destgewährleistungsfrist soll zwei Jahren betragen. 

Der erzielte Kompromisstext muss vom EP und vom Rat 

noch formell angenommen werden, ehe er 20 Tage nach 

seiner Veröffentlichung im Amtsblatt der EU in Kraft treten 

kann. Die Frist zur Umsetzung der RL wird rund zwei Jahre 

betragen.  SH▐ 

►PM des EP (EN) 

Vertragsrechtliche Aspekte des Warenhandels 

Eine politische Einigung haben der Rat und das EP am 

29. Januar im Hinblick auf den RL-Vorschlag über vertrags-

rechtliche Aspekte des Warenhandels erzielt. Die neue RL 

wird die bereits ins deutsche Recht umgesetzte Ver-

brauchsgüterkauf-RL ersetzen. Vom Anwendungsbereich 

erfasst werden sollen sämtliche Kaufverträge zwischen 

Unternehmern und Verbrauchern über bewegliche Sa-

chen, unerheblich davon, auf welchem Absatzweg die 

Ware erworben wurde. Waren mit integrierten digitalen 

Inhalten sollen vollumfänglich in den Anwendungsbereich 

dieser RL fallen. Im Fall der Mangelhaftigkeit einer Ware 

soll der Verbraucher zunächst ein Wahlrecht zwischen 

Reparatur oder Ersatz haben. Wenn ein Reparaturversuch 

fehlschlägt, die Reparatur nicht innerhalb eines vernünfti-

gen Zeitraums erfolgt oder der Mangel ernsthafter Natur 

ist, sollen dem Verbraucher auch Ansprüche auf Preis-

nachlass oder Vertragsbeendigung und Rückzahlung des 

Kaufpreises zustehen. Hinsichtlich der in Waren eingebet-

teten digitalen Inhalte soll den Verkäufer zukünftig eine 

Update-Verpflichtung so lange treffen, wie ein Verbrau-

cher vernünftigerweise in Abhängigkeit von der Art des 

Produkts und dem Verwendungszweck mit einem solchen 

rechnen konnte. Die Beweislast für die Vertragsmäßigkeit 

der Ware soll für mindestens ein Jahr beim Verkäufer lie-

gen. Den MS soll es unbenommen sein, diese auf zwei 

Jahre auszuweiten. Die Mindestgewährleistungsfrist soll 

zwei Jahre ab Zugang der Ware betragen. Die neue Up-

date-Verpflichtung sowie die Verlängerung der Beweis-

lastumkehr dürften einen echten Mehrwert für den Ver-

braucherschutz in Deutschland darstellen. 

Das EP und der Rat müssen den vereinbarten Kompro-

misstext noch formell annehmen, ehe er 20 Tage nach 

seiner Veröffentlichung im Amtsblatt der EU in Kraft treten 

kann. Die Frist zur Umsetzung dieser RL wird rund 

zwei Jahre betragen. SH▐ 

►PM der KOM 19/742 

►PM des EP (EN) 

RL für digitale Werkzeuge im Gesellschaftsrecht 

Am 4. Februar haben der Rat und das EP in den Trilogver-

handlungen eine politische Einigung im Hinblick auf den 

RL-Vorschlag zum Einsatz digitaler Werkzeuge und Verfah-

ren im Gesellschaftsrecht erzielt.  

 

Mit Hilfe dieser Regelungen sollen Unternehmen zukünftig 

Verfahren günstiger und schneller abwickeln können. U. a. 

folgende Handlungen sollen vollständig online durchge-

führt werden können:  

□ die Registrierung einer Gesellschaft,  

□ die Einrichtung von Zweigstellen sowie  

Quelle: KOM 

mailto:saskia.hoermann@hanse-office.de?subject=HansEUmschau
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http://europa.eu/rapid/press-release_MEMO-19-1169_de.htm
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□ die Einreichung von Dokumenten im Hinblick auf den 

Jahresabschluss/die Rechnungslegung beim Unter-

nehmensregister.  

Auch wird das „Once only-Prinzip“ eingeführt, d. h. Infor-

mationen betreffend eine Gesellschaft sollen in ihrem 

Lebenszyklus nur einmal gegenüber einer Behörde ange-

geben werden müssen. Die MS sollen darüber hinaus ver-

pflichtet werden, Informationen zu den Verfahren kosten-

los auf dem Registrierungsportal in einer Sprache zur Ver-

fügung zu stellen, die von der Mehrheit der grenzüber-

schreitenden Nutzer verstanden wird. Auch nationale 

Musterverträge sollen bereitgestellt werden. Die MS sollen 

zudem transparente, nichtdiskriminierende Gebührenre-

gelungen vorsehen müssen. Rechtsanwälte und Notare 

sollen auch künftig in die gesellschaftsrechtlichen Verfah-

ren eingebunden werden können, solange die Online-

Abwicklung dadurch nicht behindert wird. 

Der Rat und das EP müssen diesen politischen Kompro-

miss noch formell annehmen, ehe die RL in Kraft treten 

kann. SH▐ 

►PM des EP (EN) 

Interoperabilität der EU-Informationssysteme  

Eine politische Einigung wurde zwischen den EU-

Gesetzgebern am 5. Februar im Hinblick auf die VO-

Vorschläge zur Errichtung eines Rahmens für die Interope-

rabilität zwischen EU-Informationssystemen erzielt. Dies 

betrifft den Informationsaustausch in den Bereichen Gren-

zen und V isa einerseits sowie polizeiliche und justizielle 

Zusammenarbeit, Asyl und Migration andererseits. Durch 

die Herstellung von Interoperabilität und eines vereinfach-

ter Zugangs soll zukünftig der Informationsaustausch und 

die gemeinsame Nutzung von Daten folgender EU-

Informationssysteme erleichtert werden: SIS II, Eurodac, 

VIS, EES, ETIAS, ECRIS-TCN sowie weitere einschlägige Da-

tenbanken für Reisedokumente. Bestehende Zugangs-

rechte sollen dabei nicht verändert werden. Über ein eu-

ropäisches Suchportal soll lediglich ein Hinweis gegeben 

werden, wo Daten über eine Person in diesen Informati-

onssystemen vorhanden sind. Der Rat und das EP einigten 

sich auf folgende vier Interoperabilitätskomponenten: 

□ eine Suchmaske für die zweistufige Abfrage verschie-

dener Datenbanken im Sinne einer „einzigen Anlaufstel-

le“ mittels des „Treffer/kein Treffer“-Verfahrens; 

□ ein gemeinsames Systems zum Abgleich biometrischer 

Daten (Fingerabdrücke sowie Gesichtserkennung);  

□ einen gemeinsamen Speicher für Identitätsdaten sowie  

□ einen Detektor für multiple Identitäten. 

Die ausgehandelten Kompromisstexte müssen vom EP und 

vom Rat noch formell angenommen werden, ehe sie in 

Kraft treten können. Eu-LISA, die EU-Agentur für das Be-

triebsmanagement von IT-Großsystemen im Raum der 

Freiheit, der Sicherheit und des Rechts, wird die für die 

Interoperabilität notwendigen technischen Komponenten 

entwickeln. SH▐ 

►PM des Rates 67/19 

►PM des EP(EN) 

VO für Ausgangsstoffe für Explosivstoffe 

Im Hinblick auf den VO-Vorschlag zur Vermarktung und 

Nutzung von Ausgangsstoffen für Explosivstoffe haben der 

Rat und das EP am 5. Februar im Trilog eine politische Eini-

gung erzielt. Mit einer Verschärfung der bestehenden 

Regelungen soll verhindert werden, dass Terroristen in den 

Besitz derartiger Stoffe kommen. Die EU-Gesetzgeber ver-

einbarten, weitere Chemikalien zur Liste verbotener Aus-

gangsstoffe hinzuzufügen, u. a. Schwefelsäure. Zudem soll 

das gegenwärtig bestehende Registrierungssystem abge-

schafft werden. Die Bedingungen zur Gewährung von 

Lizenzen für den Erwerb und die Nutzung von Ausgangs-

stoffen für Explosivstoffe sollen verschärft werden. Die RL 

wird zudem klarstellen, dass Online-Marktplätze denselben 

Berichterstattungspflichten unterliegen wie Offline-

Händler. Dies gilt insbesondere für das Melden verdächti-

ger Transaktionen gegenüber den zuständigen Behörden. 

Das Trilogergebnis muss vom EP und vom Rat noch for-

mell angenommen werden, ehe es in Kraft treten kann. 

Die neuen Regelungen sollen 18 Monate nach ihrer Veröf-

fentlichung im Amtsblatt der EU anwendbar sein. Gewähr-

te Lizenzen sollen für weitere zwölf Monate nach An-

wendbarkeit der neuen Regelungen gültig bleiben.  SH▐ 

►PM des EP v. 05.02. (EN)  

Verkehr 
 

Rumänischer Ratsvorsitz – Erste Trilogeinigungen  

Unter dem Motto „Zusammenhalt, ein gemeinsamer euro-

päischer Wert“ hat Anfang Januar Rumänien die Ratsprä-

sidentschaft von Österreich übernommen. Die vom Brexit 

und der Europawahl geprägte Präsidentschaft hat für den 

Verkehrsbereich als Ziel formuliert, laufende Dossiers ambi-

tioniert weiter zu verhandeln und eine V ielzahl zum Ab-

schluss zu bringen.  

 

Übergeordnetes Ziel ist es, mit dem Leitthema „Ein Europa 

der Konvergenz: Wachstum, Kohäsion, Wettbewerbsfähig-

keit und Konnektivität“ die Bestrebungen zu unterstrei-

chen, die Wettbewerbsfähigkeit und Sicherheit im Ver-

kehrsbereich zu verbessern sowie die Themen Emissionsre-

duzierung und Multimodalität engagiert zu verfolgen. 

Im ersten Teil der Ratspräsidentschaft konnten bereits 

erfolgreich vorläufige Einigungen innerhalb der Trilog-

Verhandlungen erzielt werden.  

Quelle: KOM 
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Landverkehr 

Der rumänische Ratsvorsitz und das EP haben erstmals 

verbindliche CO2-Normen für neue LKW und schwere 

Nutzfahrzeuge beschlossen. Mit der vorläufigen Einigung 

definiert die EU mit der VO CO2-Emissionsreduktionsziele, 

die vorsehen, dass neue Lkw im Zeitraum 2025 bis 2029 

durchschnittlich 15 % und ab 2030 durchschnittlich 30 % 

weniger CO2 ausstoßen als derzeit. Verstöße seitens der 

Hersteller sollen mit einer Geldbuße in Form einer Emissi-

onsüberschreitungsabgabe geahndet werden. 

Auch wurde eine Einigung in Bezug auf die Überarbei-

tung der RL zur Einführung von emissionsfreien bzw. emissi-

onsarmen Fahrzeugen bei öffentlichen Aufträgen erzielt. 

Die überarbeitete RL „Saubere Fahrzeuge“ hat zum Ziel, 

einen Beitrag zur Dekarbonisierung des öffentlichen Ver-

kehrs zu leisten und neue Technologien zu etablieren.  

Inhaltlicher Bestandteil der RL ist eine überarbeitete De-

finition von sauberen Fahrzeugen. So sollen zum einen 

Busse und leichte Nutzfahrzeuge nach CO2-Emissionen 

und zum anderen LKW nach Einsatz von alternativen Treib-

stoffen als saubere Fahrzeuge gelten. Des Weiteren bein-

haltet die RL Mindestziele bei den Beschaffungsquoten 

von sauberen Fahrzeugen für die Zieljahre 2025 und 2030. 

Sie erweitert den Rahmen von öffentlichen Mobilität-

dienstleistungen, die unter die überarbeitete RL fallen. 

Nach der nun folgenden formellen Annahme in Rat und 

EP haben die MS zwei Jahre Zeit, die RL in nationales 

Recht umzusetzen.  

Eine weitere Einigung im Bereich des Landverkehrs wur-

de bei der Überarbeitung der RL zur Einführung von ener-

gieeffizienteren LKW erzielt. Es wird mit der RL möglich, 

eine schnellere Einführung von neugestalteten längeren 

Führerkabinen umzusetzen, um den Luftwiderstand und 

damit den Kraftstoffverbrauch zu senken. Damit verbun-

den ist auch, die Sicherheit für Fahrer und den beteiligten 

Verkehrsteilnehmern zu erhöhen sowie den Komfort für 

Fahrer zu verbessern. Nach der nun folgenden formalen 

Abstimmung im EP ist die Änderung der RL noch für die 

laufende Legislaturperiode vorgesehen. Ziel ist es, dass 

energieeffizientere LKW ab 1. September 2020 auf den 

Straßen der EU verkehren.  

Zudem konnte im Bereich Landverkehr eine vorläufige 

Einigung zur Verbesserung des Straßeninfrastruktur-

managements erzielt werden, um die Sicherheit auf den 

Straßen der EU zu verbessern. Die Überarbeitung der RL 

sieht eine Erweiterung des Wirkungsbereichs auf Autobah-

nen und Hauptverkehrsstraßen auch außerhalb der trans-

europäischen Verkehrsnetze vor und inkludiert Fußgänger, 

Radfahrer und andere besonders gefährdete Verkehrs-

teilnehmer. 

Seeverkehr  

Im maritimen Bereich konnte eine Einigung zum European-

Single-Window-Umfeld (EMSWe) erzielt werden. Hinter-

grund des VO-Entwurfs ist es, die Meldeverpflichtungen 

bei Schiffsanläufen zu vereinfachen sowie die bestehen-

den maritimen nationalen Single Windows mit dem 

EMSWe zu verbinden und die Interoperabilität verschiede-

ner Systeme zu verbessern, um den bürokratischen Auf-

wand zu verringern. 

 Ergänzend konnten RAT und EP eine vorläufige Eini-

gung bei der Überarbeitung des Rechtsrahmens für die 

Qualifikation von Seefahrern erlangen. Hintergrund des 

Vorstoßes ist die Angleichung an internationale Standards 

und ein effizienterer Umgang und gegenseitige Anerken-

nung von Zertifikaten und Qualifikationen von Seefahrern 

aus Drittländern und der EU. 

Als nächster Schritt erfolgt die rechtliche und sprachliche 

Überprüfung der Gesetzesinitiativen, bevor diese zur for-

malen Annahmen im EP und Rat vorgelegt werden. 

Brexit   

Darüber hinaus konnte in Vorbereitung auf ein ungeregel-

tes Ausscheiden des Vereinigten Königreichs eine politi-

sche Einigung zur Etablierung von neuen maritimen See-

verbindungen erarbeitet werden. Die Übereinkunft sieht 

Änderung der CEF-Verordnung für die Laufzeit 2013-2020 

vor. Kern des legislativen Entwurfs ist es, die Häfen von 

Shannon Foynes, Dublin und Cork mit den Häfen von Le 

Havre, Calais, Dünkirchen, Seebrügge, Gent, Antwerpen, 

Terneuzen, Rotterdam und Amsterdam zu verbinden mit 

dem Ziel die Verbindung Irlands zum TEN-V-Kernnetz auf-

rechtzuerhalten.  

Zudem wurde auch eine Einigung erzielt, um die Aus-

wirkungen auf den Passagier- und Frachtflugverkehr im 

Falle eine ungeregelten Ausscheidens zu mildern. Die Ent-

scheidung ermöglicht es, lizensierten Fluggesellschaften 

aus Großbritannien Flugverbindungen mit den 27 MS auf-

rechtzuerhalten und diese für eine bestimmte Zeit abzusi-

chern.   

Ausblick Ratspräsidentschaft  

In den nächsten Wochen plant der Ratsvorsitz, an den 

Dossiers zur Eurovignette, den Passagierrechten im Bahn-

verkehr und des kombinierten Verkehrs weiter zu arbeiten 

und eine partielle Einigung in Bezug auf die Connecting 

Europe Fazilität-CEF zu erzielen. Im Luftverkehr werden 

Verhandlungen zu Abkommen zwischen der EU und Dritt-

staaten im Vordergrund stehen. Schlussendlich soll auch 

die Abschaffung der saisonalen Zeitumstellung aufgegrif-

fen und verhandelt werden. ST▐ 

►Homepage Ratspräsidentschaft (EN) 

mailto:sebstian.topp@hanse-office.de?subject=HansEUmschau
https://www.romania2019.eu/home/
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Gesundheit und Verbraucherschutz 
 

Grenzüberschreitende Gesundheitsversorgung  

 

Das EP hat am 12. Februar im Plenum über einen Initiativ-

bericht von Berichterstatter Ivo Belet (EVP, Belgien) zum 

Thema „Umsetzung der RL über die grenzüberschreitende 

Gesundheitsversorgung“ abgestimmt. Die nicht-legislative 

Entschließung bezieht sich auf die RL über die Ausübung 

der Patientenrechte in der grenzüberschreitenden Ge-

sundheitsversorgung. Der Bericht analysiert Unzulänglich-

keiten der Umsetzung der RL und empfiehlt eine Reihe von 

Verbesserungen. Das EP schlägt folgende Veränderungen 

vor:  

□ Wirksame und ordnungsgemäße Umsetzung der RL 

durch die MS; 

□ Festlegung von Leitlinien durch die KOM für die Umset-

zung der RL insbesondere für Bereiche, in denen es 

Wechselwirkungen zwischen der RL und der Verord-

nung zur Koordinierung der Systeme der sozialen Si-

cherheit gibt; 

□ Fortführung des Gesundheitsprogramms als eigenstän-

diges Programm mit erhöhter Mittelausstattung im 

nächsten Mehrjährigen Finanzrahmen; 

□ Nutzung der Struktur- und Kohäsionsfonds zur Verbesse-

rung und Vereinfachung der grenzüberschreitenden 

Gesundheitsversorgung; 

□ Zusammenarbeit von KOM und MS, um die Kostener-

stattungsverfahren für Patienten, die grenzüberschrei-

tende Gesundheitsversorgung in Anspruch nehmen, 

neu auszurichten und zu vereinfachen; 

□ Ausarbeitung von Leitlinien zur Funktionsweise der nati-

onalen Kontaktstellen, um die Art und Weise, in der die 

Kontaktstellen untereinander Informationen und Verfah-

ren austauschen, zu verbessern; 

□ Organisation von umfassenden Informationskam-

pagnen durch die KOM, nationale Behörden und Kon-

taktstellen, den Europäischen Referenznetzwerken, Pa-

tientenorganisationen und Netzwerken von Angehöri-

gen der Gesundheitsberufe, um eingehend über die im 

Rahmen der RL vorgesehenen Rechte und Pflichten der 

Patienten aufzuklären; 

□ Umsetzung eines Aktionsplans durch die KOM für den 

weiteren Ausbau und die Finanzierung der Europäi-

schen Referenznetzwerke und der Patientennetzwerke, 

durch die sie unterstützt werden, über das Gemeinsa-

me Europäische Programm zur Erforschung seltener Er-

krankungen. StH▐ 

►Bericht des EP 

Elektronische Patientenakten   

Die KOM hat am 6. Februar eine Empfehlung zu einem 

europäischen Austauschformat für elektronische Patien-

tenakten veröffentlicht. Mit der Empfehlung will die KOM 

einen Rahmen festlegen, um einen grenzüberschreiten-

den Zugang zu und Austausch von elektronischen Ge-

sundheitsdaten in der EU zu ermöglichen. Die Mitteilung 

bezieht sich auf Grundsätze, Spezifikationen und die Wei-

terentwicklung des grenzüberschreitenden Austausches. 

Der von der KOM vorgeschlagenen Punkte lauten:  

□ Die MS sollen sicherstellen, dass die Bürger ihre elek-

tronischen Gesundheitsdaten grenzüberschreitend ab-

rufen und sicher austauschen können; 

□ die Bürger sollen die Entscheidungsmöglichkeit haben, 

wem sie Zugang zu ihren elektronischen Gesundheits-

daten gewähren; 

□ die MS sollen sicherstellen, dass Grundsätze wie bürger-

zentrierte Gestaltung oder Datenschutz und Vertrau-

lichkeit bei der Entwicklung von Lösungen für den Zu-

gang zu elektronischen Gesundheitsdaten und deren 

Austausch beachtet werden; 

□ die MS sollen Maßnahmen ergreifen, um sicherzustellen, 

dass verschiedene Bereiche der Gesundheitsinformati-

on wie Laborbefunde oder ärztliche Berichte als Aus-

gangsbasis Teil eines europäischen Austauschformats 

für elektronische Patientenakten sind; 

□ die MS sollen mit Unterstützung der KOM Gespräche mit 

Interessenträgern wie Berufsverbänden des Gesund-

heitswesens, Patientengruppen sowie klinischen und 

technischen Experten führen, um einen Prozess zur Wei-

terentwicklung eines europäischen Austauschformats 

für elektronische Patientenakten zu fördern. 

Einige MS haben bereits begonnen, Teile der elektroni-

schen Patientenakten grenzüberschreitend zugänglich 

und austauschbar zu machen. Laut KOM werden bis En-

de 2021 voraussichtlich 18 Länder beginnen, Patienten-

kurzakten und elektronische Verschreibungen auszutau-

schen. StH▐ 

►PM der KOM IP/19/842 

►Mitteilung der KOM 

EU-Rechnungshof zu Lebensmittelsicherheit  

Der EuRH hat am 15. Januar einen Sonderbericht mit dem 

Titel „Chemische Gefahren in unseren Lebensmitteln: Poli-

tik der EU zur Lebensmittelsicherheit schützt uns, steht je-

doch vor Herausforderungen“ veröffentlicht. Eine zentrale 

Schlussfolgerung des Berichtes ist, dass das von der EU 

angewandte Modell der Lebensmittelsicherheit in Bezug 

auf chemische Gefahren überfrachtet ist. Weder die KOM 

noch die MS hätten die Kapazität, es voll und ganz umzu-

setzen. Der Bericht moniert folgende Punkte:  

□ Der für Chemikalien in Lebensmitteln, Futtermitteln, 

Pflanzen und lebenden Tieren geltende rechtliche 

Rahmen ist unvollendet und wird nicht in dem Maße 

Quelle: KOM 

mailto:stephan.hensell@hanse-office.de?subject=HansEUmschau
http://www.europarl.europa.eu/sides/getDoc.do?pubRef=-//EP//NONSGML+TA+P8-TA-2019-0083+0+DOC+PDF+V0//DE
mailto:stephan.hensell@hanse-office.de?subject=HansEUmschau
http://europa.eu/rapid/press-release_IP-19-842_de.htm
https://ec.europa.eu/digital-single-market/en/news/recommendation-european-electronic-health-record-exchange-format
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umgesetzt, wie es in den für die Lebensmittelerzeugung 

maßgeblichen EU-Rechtsvorschriften angestrebt wird; 

□ die Europäische Behörde für Lebensmittelsicherheit 

befindet sich mit ihrer Arbeit im Bereich der Chemika-

lien im Rückstand; 

□ öffentliche Stellen können nicht mehr als einen kleinen 

Anteil aller Kontrollen durchführen, und einige MS kon-

trollieren bestimmte Gruppen chemischer Stoffe häufi-

ger als andere; 

□ die MS haben Schwierigkeiten zu bestimmen, welche 

Durchsetzungsmaßnahmen bei Verstößen zu ergreifen 

sind. 

Der Bericht gibt folgende Empfehlungen ab: 

□ Prüfung möglicher Änderungen an den Rechtsvorschrif-

ten unter Berücksichtigung der Kapazität zur kohären-

ten Anwendung dieser Vorschriften; 

□ Förderung der Ergänzung öffentlicher Kontrollsysteme 

durch Kontrollsysteme des privaten Sektors; 

□ Darlegung von Maßnahmen hinsichtlich Pestizidrück-

ständen in Lebensmitteln, um das gleiche Maß an Si-

cherheit bei in der EU erzeugten und bei eingeführten 

Lebensmitteln aufrechtzuerhalten; 

□ Unterstützung der MS durch weitere Leitlinien über die 

Anwendung von Durchsetzungsmaßnahmen und Ver-

besserung der Verfahren für die Überwachung der Ein-

haltung der EU-Lebensmittelvorschriften. 

Der EuRH stellt seine Sonderberichte dem EP und dem Rat 

sowie nationalen Parlamenten, Wirtschaftsakteuren und 

Vertretern der Zivilgesellschaft zur Verfügung. StH▐ 

►PM des EuRH 

►Bericht des EuRH 

Veranstaltungen 
 

Ausstellungseröffnung „Überblick/DAIM“ 

Am 24. Januar wurde im Hanse-Office die Ausstellung 

„Überblick“ des in Hamburg lebenden und weltweit unter 

dem Künstlernamen „DAIM“ bekannten Graffiti-Künstlers 

Mirko Reisser eröffnet. 

Schon früh entdeckte Reisser seine Liebe zur Urban Art, 

die er zunächst ganz klassisch auf Häuserwänden ausleb-

te. Sehr bald wurde er jedoch von der Kunstszene ent-

deckt und gefördert. Mittlerweile gehört er zu den interna-

tional bekanntesten Graffiti-Künstlern, und seine einzigarti-

gen Werke sind in vielen Ausstellungen auf der ganzen 

Welt zu sehen. 

 

Sein Markenzeichen sind großformatige dreidimensionale 

Graffiti-Arbeiten, auf denen die vier Buchstaben „DAIM“ 

seines Künstlernamens immer wieder auftauchen. Dank 

seiner hervorragenden technischen Fähigkeiten gilt 

„DAIM“ als einer der besten Graffiti-Künstler der Welt. 

Die Bilder sind noch bis Mitte des Jahres in den Räum-

lichkeiten des Hanse-Office zu sehen.  LT▐ 

►Terminkalender Hanse-Office 

Am Rande… 
 

Europa in der Tasche – Die neue App des EP 

Das EP hat vor kurzem die „EU Citizens App“, eine Infor-

mationsapp über die Tätigkeiten, Erfolge und Ziele der EU, 

veröffentlicht. Die App ist in 24 Sprachen verfügbar und 

lässt sich kostenlos im App Store für Android- und iOS-

Geräte herunterladen. Durch die App kann sich jeder 

interessierte EU Bürger personalisierte Informationen, V i-

deos oder Podcasts über verschiedene Themenbereiche 

wie z. B. „Health“, „Economy“ oder „Employment“ zu-

sammenstellen.  

 

Das eingebaute Kartenfeature und die Filterfunktion er-

möglichen außerdem eine aktive Teilnahme an Veranstal-

tungen in unmittelbarer Nähe. Durch die Möglichkeit Push-

Benachrichtigungen zu bekommen, kann der interessierte 

Nutzer außerdem jeden Tag über die Themen informiert 

werden, die ihm persönlich am Herzen liegen. 

 Marie-Sophie Steinkraus▐ 

►EU-Citizens-App 

mailto:stephan.hensell@hanse-office.de?subject=HansEUmschau
https://www.eca.europa.eu/Lists/ECADocuments/INSR19_02/INSR_FOOD_SAFETY_DE.pdf
https://www.eca.europa.eu/Lists/ECADocuments/SR19_02/SR_FOOD_SAFETY_DE.pdf
mailto:Lucie.terren@hanse-office.de?subject=HansEUmschau
mailto:Lucie.terren@hanse-office.de?subject=HansEUmschau
http://hanse-office.de/index.php?article_id=5&clang=0
mailto:info@hanse-office.de
http://www.europarl.europa.eu/at-your-service/de/stay-informed/citizens-app
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Plowdiw und Matera sind Europäische Kultur-

hauptstädte 2019 

Seit dem 1. Januar sind Plowdiw in Bulgarien und Matera 

in Italien die „Kulturhauptstädte Europas“ für 2019. Die 

Initiative „Kulturhauptstadt Europas“ existiert seit 1985 und 

hebt die Kultur als Rolle beim Aufbau der europäischen 

Identität hervor. Dabei basiert die Auswahl auf das gebo-

tene Kulturprogramm mit Fokus auf eine europäische Di-

mension, die Mitwirkung der Bürger und Entwicklungsför-

derung. 

 

Als erste bulgarische Stadt mit diesem Titel hat Plowdiw ein 

Programm unter dem Motto „Together“ entwickelt und 

dafür über 300 Projekte in der ganzen Region geplant. 

Von Festivals über Theaterproduktionen und Ausstellungen 

wird den Besuchern alles geboten, um die Kultur der Stadt 

kreativ zu entdecken.   

Das italienische Matera lädt mit dem Programm „Open 

Future“ dazu ein, als temporärer Bürger die Region und 

ihre 130 Gemeinden zu entdecken, um die vielen Beson-

derheiten neben der Sassi, den berühmten Höhlenwoh-

nungen, zu zeigen. Besonders Kunstliebhabern wird dabei 

viel geboten.   

Beide Städte zeichnen sich dadurch aus, dass sie ihre 

Sicht auf ihre und die europäische Zukunft zeigen und 

gleichzeitig ihr einzigartiges jahrhundertealtes Erbe zele-

brieren, weshalb der Titel mehr als verdient und ein Besuch 

sehr empfehlenswert ist. Miriam Engel▐ 

Service 

Für Rückfragen steht Ihnen das Hanse-Office gerne zur 

Verfügung - telefonisch über das Sekretariat unter Tel. 

+32 2 28546-40 oder unter Tel. +49 40 42609-40 (aus D), per 

E-Mail info@hanse-office.de oder per Fax +32 2 28546-57. 
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